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22¹ Verordnung 


zur Durchführung der Rechtsverordnung über Waffen. 
Vom 13. Dezember 1938. 

Auf Grund des $ 30 der Rechtsverordnung über Waffen vom 13. Dezember 1938 (G. Bl. S. 709) 
wird folgendes verordnet: 

Abſchnitt I 
Allgemeines 
8 1 

Gegen Verfügungen der Polizeibehörden auf Grund der Rechtsverordnung über Waffen 
und dieſer Verordnung iſt nach $ 25 der Rechtsverordnung über die Polizei vom 11. Januar 1937 
(G. Bl. S. 11) binnen zwei Wochen ausſchließlich die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. Dieſer ent⸗ 
ſcheidet endgültig. 

8 2 : 

(1) Als weſentliche Teile im Sinne des 8 1 Abſ. 3 der Rechtsverordnung ſind anzuſehen 

a) bei Schußwaffen: Lauf, Verſchluß, Trommel: . 
b) bei Munition: Hülſe, Geſchoß. 

(2) Als vorgearbeitete weſentliche Teile im Sinne des § 1 Abſ. 3 der Rechtsverordnung ſind nur 
ſolche im Abſ. 1 bezeichneten Gegenſtände anzuſehen, die ſich in einem derart vorgeſchrittenen Herſtel⸗ 
lungszuſtande befinden, daß ſie ohne beſondere maſchinelle Vorrichtungen fertig gearbeitet und zur Zu⸗ 
ſammenſetzung gebrauchsfähiger Schußwaffen oder gebrauchsfähiger Munition verwendet werden können. 


8 3 8 
Druckluftwaffen mit einem Kaliber von 7 mm und darunter unterliegen den Vorſchriften der Rechts⸗ 
verordnung über Waffen mit Ausnahme der 88 8, 23 und 24 nicht. 
Abſchnitt II 
Herſtellung von Schußwaffen und Munition und Handel mit dieſen Gegenſtänden 


8 4 
Zur Erteilung und Rücknahme der Herſtellungserlaubnis (S 3 der Rechtsverordnung) und der 
Handelserlaubnis (S 7 der Rechtsverordnung) an juriſtiſche Perſonen des Auslands und juriſtiſche Per⸗ 
ſonen, deren Kapital ſich überwiegend in ausländiſchen Händen befindet, iſt der Senat zuständig. 


5 8 5 
Zur Erteilung und Rücknahme der Handelserlaubnis ($ 7 der Rechtsverordnung) iſt die Kreis⸗ 
polizeibehörde zuſtändig, in deren Bezirk der Handeltreibende ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat oder 
begründen will. 
8 6 


Die Herſtellungs⸗ und die Handelserlaubnis kann auf beſtimmte Arten von Schußwaffen und 
Munition beſchränkt werden. 


(achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. J. 19800, 
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8 7 
(1) Ob die für den Betrieb des Herſtellungs⸗ oder Handelsgewerbes erforderliche perſönliche Zu⸗ 
verläſſigkeit vorliegt ($ 3 Abſ. 4, § 7 Abſ. 2 der Rechtsverordnung) it unter Berückſichtigung des 
geſamten Vorlebens des Antragſtellers und der Betriebsleiter zu prüfen. 
(2) Die perſönliche Zuverläſſigkeit beſitzen insbeſondere nicht Perſonen, 

1. die geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ſind; 

2. gegen die auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht oder auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt worden iſt, für die Dauer der Zuläſſigkeit der Polizeiaufſicht oder des Verluſtes der 
bürgerlichen Ehrenrechte; 

3. die wegen Landesverrats oder Hochverrats verürteilt ſind oder gegen die Tatſachen vorliegen, 
die die Annahme rechtfertigen, daß ſie ſich ſtaatsfeindlich betätigen; 

4. die wegen vorſätzlichen Angriffs auf das Leben oder die Geſundheit wegen Land- oder Haus⸗ 

Ffriedensbruchs, wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt, wegen eines gemeingefährlichen 
Verbrechens oder Vergehens, wegen einer ſtrafbaren Handlung aus Gewinnſucht oder gegen 
das Eigentum oder wegen Jagdvergehens zu einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei Mo⸗ 
naten verurteilt ſind, wenn ſeit Verbüßung der Strafe drei Jahre noch nicht verfloſſen ſind. 
Der Verbüßung der Freiheitsſtrafe ſteht ihre Verjährung, ihr Erlaß oder ihre Umwandlung 
in eine Geldſtrafe gleich; in dieſem Falle beginnt die dreijährige Friſt mit dem Tage, an dem 

die Freiheitsſtrafe verjährt oder erlaſſen oder in eine Geldſtrafe umgewandelt worden iſt. St 
die Strafe nach einer Probezeit ganz oder — —— erlaſſen, ſo wird die Probezeit auf die Friſt 
angerechnet. Sr 

8 8 


(1) Die fachliche Eignung für das Herſtellungsgewerbe (8 3 Abſ. 4 der Rechtsverordnung) beſitzt 
nur, wer entweder die Meiſterprüfung für das von ihm betriebene oder für ein dieſem verwandtes Hand⸗ 
werk beſtanden hat, oder wer die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen in einem dieſer Handwerke 
beſitzt. Der Meiſterprüfung ſtehen die gemäß § 133 Abſ. 10 der Gewerbeordnung anerkannten Prü⸗ 
fungen gleich. Der Senat beſtimmt, welche Handwerke als verwandt im Sinne dieſer Verordnung 
gelten. 

(2) Die fachliche Eignung für das Herſtellungsgewerbe beſitzt ferner, wer ſeine Sachkunde durch den 
erfolgreichen Beſuch einer Hochſchule oder einer ſtaatlich anerkannten Fachſchule oder vor einer von der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer zu beſtimmenden Stelle nachweiſt. Die näheren Beſtimmungen über die 
fachlichen Anforderungen und das Prüfungsverfahren erläßt der Senat. 


8 9 5 
Die fachliche Eignung für das Handelsgewerbe (8 7 Abſ. 2 der Rechtsverordnung) beſitzt nur, 
wer entweder mindeſtens drei Jahre Inhaber eines Geſchäfts geweſen iſt, in dem Schußwaffen oder Mu⸗ 
nition verkauft worden find, oder wer in einem ſolchen Geſchäft mindeſtens drei Jahre als Verkäufer, Ge⸗ 
hilfe oder Lehrling tätig geweſen iſt, oder wer jene Sachkunde vor einer von der Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer zu beſtimmenden Stelle nachweiſt. Die näheren Beſtimmungen über die fachlichen Anfor⸗ 
derungen und das Prüfungsverfahren erläßt der Senat. 


8 10 
Den Beginn oder die Einſtellung des Gewerbes (§ 4 Abi. 3 der Rechtsverordnung) hat ein Her⸗ 
ſtellungsbetrieb dem Senat, ein Handelsbetrieb der Kreispolizeibehörde des Bezirks anzuzeigen, in dem 
der Gewerbetreibende ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat. 


§ 11 

Die Erlaubnis zum Betriebe des Herſtellungs⸗ oder Handelsgewerbes iſt ſtets dann zurückzunehmen 

(88 5, 7 Abſ. 2 der Rechtsverordnung), wenn bei Erteilung der Erlaubnis der zuſtändigen Behörde 
nicht bekannt war, daß einer der im 8 3 Abſ. 2 bis 4 der Rechtsverordnung bezeichneten Verſagungs⸗ 
gründe vorlag oder wenn nachträglich einer dieſer Fälle eintritt. Wegen Verluſtes oder Beſchränkung 
der Geſchäftsfähigkeit (s 7 Abſ. 2 Nr. 1 dieſer Verordnung) iſt die Erlaubnis nur zurückzunehmen, 
wenn kein Stellvertreter gemäß § 45 der Gewerbeordnung un: wird. 
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Wer gewerbsmäßig Schußwaffen herſtellt, hat ein Waffenbuch zu führen, aus dem der Verbleib 
der Schußwaffen hervorgeht. Das Waffenbuch iſt nach folgendem Muſter anzulegen: 


2 


Ofd. 
Nr. 


Herſtellungs⸗ 


Name, 
nummer Wohnort und Wohnung 


des Erwerbers 
7 


Datum | Zahl Ad | Aufgedruckte Firma 


1 2 3 4 5 6 


8 13 f 
N (1) Wer gewerbsmäßig Fauſtfeuerwaffen erwirbt, feilhält oder anderen überläßt oder ſich ge⸗ 
werbsmäßig zum Erwerb oder Überlaſſen ſolcher Gegenſtände erbietet, hat ein Waffenhandelsbuch zu 
führen, aus dem die Herkunft und der Verbleib der Fauſtfeuerwaffen hervorgeht. Das Waffenhandels⸗ 
buch iſt nach folgendem Muſter anzulegen: 
(Linke Seite) 
Einnahme 


!! d ee Eu ... er 
Lid. Aufgedrudte Firma Herſtellungs⸗ Name und Wohnort 
Nr. ee Ei oder Warenzeichen nummer des Überlaſſers 

1 2 3 4 J. 5 6 7 
(Rechte Seite) 
f Ausgabe 
— —— — ——3 
ep. Aufgedrudte Her⸗ tame, Wohnort [Nachweis der 
N [Datum] Zahl Art Firma oder ſtellungs⸗][und Wohnung des Erwerbs⸗ 
= Warenzeichen nummer Erwerbers berechtigung 


8 9 10 11 12 13 14 15 


(2) Der Veräußerer hat ſich davon zu überzeugen, daß der Erwerber zum Erwerb von Fauſt⸗ 
feuerwaffen berechtigt iſt. Zu dieſem Zweck hat er ſich den Waffenerwerbſchein, Waffenſchein oder 
Jahresjagdſchein vorlegen zu laſſen und in Spalte 15 des Waffenhandelsbuchs Art, Datum und 
Nummer des Scheines, ſowie die Behörde oder Dienſtſtelle, die den Schein ausgeſtellt hat, zu ver⸗ 
merken. Iſt der Erwerber zum Erwerb von Fauſtfeuerwaffen ohne Waffenerwerbſchein, Waffenſchein 
oder Jahresjagdſchein berechtigt, ſo iſt dies in Spalte 15 zu vermerken (3. B. Landesbehörde, Waffen⸗ 
händler). a 

8 14 

Für das gewerbsmäßige Vermitteln des Erwerbes oder des Überlaſſens von Fauſtfeuerwaffen it 

das Waffenhandelsbuch (8 14) nach folgendem Muſter anzulegen: N 


ei Name, Wohnort und Wohnung 
des Überlaſſers des Erwerbers 


! ꝙͤ—vu c!!! —“»nf2 — H 


Ifd. 
Nr. Datum | Zahl Art 


7 


1 2 3 Lil u 4 
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8 15 


(1) Das Waffen- und Waffenhandelsbuch (§8 13 bis 15) muß dauerhaft gebunden und mit fort⸗ 
laufenden Seitenzahlen verſehen ſein. Bevor es in Gebrauch genommen wird, iſt es von der Orts⸗ 
polizeibehörde unter Beglaubigung der Seitenzahl abzuſtempeln. In dem Buche dürfen weder Raſuren 
vorgenommen noch Eintragungen unleſerlich gemacht werden. Alle Eintragungen müſſen in deutſcher 
Sprache und mit Tinte oder Tintenſtift bewirkt werden. Das Buch iſt zum 31. Dezember eines jeden 
Jahres ſowie beim Wechſel oder bei der Einſtellung des Betriebes oder Hinzufügung von Datum 
und Namensunterſchrift ſo abzuſchließen, daß nachträgliche Eintragungen nicht mehr vorgenommen wer⸗ 
den können. Binnen eines Monats nach Beginn des nächſten Kalenderjahres oder nach dem Wechſel des 
Betriebes iſt das Buch der Ortspolizeibehörde zur Beſtätigung des Abſchluſſes einzureichen. Der beim 
Abſchluß des Buches verbliebene Beſtand iſt vorzutragen, bevor neue Eintragungen vorgenommen wer⸗ 
den. Das Buch iſt ſtets auf dem laufenden zu halten und mit den erforderlichen Unterlagen der Po⸗ 
lizeibehörde oder deren Beauftragten auf Verlangen vorzulegen. 

(2) Der Gewerbetreibende iſt verpflichtet, das Buch bis zum Ablauf von zehn Jahren, von dem 
Tage der darin vorgenommenen letzten Eintragung an gerechnet, aufzubewahren. Gibt der Gewerbe⸗ 
treibende das Gewerbe auf, ſo hat er die von ihm geführten Bücher der Ortspolizeibehörde zur Auf 
bewahrung zu übergeben. 

$ 16 


(1) Als Herſteller im Sinne des § 10 der Rechtsverordnung gilt auch, wer in ſeinem Betriebe 
gewerbsmäßig Schußwaffen aus Teilen, die in anderen Betrieben gefertigt ſind, zuſammenſetzt. 

(2) Werden Schußwaffen im Inland aus Teilen, die in ausländiſchen Betrieben gefertigt ſind, zu⸗ 
ſammengeſetzt, ſo müſſen ſie die Firma und die Herſtellungsnummer desjenigen ausländiſchen Herſtellers 
tragen, der den Lauf hergeſtellt hat. 

(3) Den Vorſchriften des § 10 der Rechtsverordnung unterliegen nicht: 

1. Vorderladerwaffen; 

2. Gewehrmodelle bis zum Konſtruktionsjahr 1870 einſchließlich; 

3. Schreckſchußwaffen (Waffen, aus denen nur Knallpatronen verfeuert werden können); 

4. Gas⸗, Betäubungs⸗ und Scheintodwaffen (Waffen, die für Gas⸗, Betäubungs⸗ oder Schein⸗ 
todpatronen beſtimmt ſind) mit einem Kaliber von 12 mm und darunter, wenn bei ihnen 
durch beſondere Vorrichtungen das wirkſame Verfeuern einer Kugel- oder Schrotpatrone un- 
möglich gemacht iſt; 

5. Selbſtſchußapparate; 

6. Viehbetäubungsapparate. 


Abſchnitt III 
Erwerb, Führen, Beſitz und Einfuhr von Waffen und Munition 


8 17 
Eines Waffenerwerbſcheins bedarf es nicht zum Überlajien oder Erwerbe folgender Fauſtfeuerwaffen 

1. Vorderladerpiſtolen oder evolver; 

2. Schreckſchußwaffen (Waffen, aus denen nur Knallpatronen verfeuert werden können); 

3. Gas⸗, Betäubungs⸗ und Scheintodwaffen (Waffen, die für Gas⸗, Betäubungs⸗ oder Schein⸗ 
todpatronen beſtimmt ſind) mit einem Kaliber von 12 mm und darunter, wenn bei ihnen 
durch beſondere Vorrrichtungen das wirkſame Verfeuern einer Kugel- oder Schrotpatrone un⸗ 
möglich gemacht iſt. 

s 18 
Nach 8 11 Abſ. 3 Buchſtabe b der Rechtsverordnung bedarf es nicht der Aushändigung eines 
Waffenerwerbſcheins zur Verſendung von Fauſtfeuerwaffen unmittelbar in das Ausland. Dem Ausland 
im Sinne dieſer Vorſchrift ſteht der Freibezirk gleich. 


8 19 
(1) Eines Waffenſcheins bedarf es nicht zum Führen folgender Schußwaffen: 
1. Vorderladerwaffen; 
2. von den Hinterladerwaffen: 
a) Gewehrmodelle bis zum Konſtruktionsjahr 1870 einſchließlich, 
b) Zimmerſtutzen, e 


731 
c) Flobertgewehre (Teſchings) mit gezogenem Laufe mit einem Kaliber von 6 mm und dar⸗ 
unter ſowie Flobertgewehre mit nicht gezogenem Laufe mit einem Kaliber von 9 mm 
und darunter; 
3 Waffen der im § 18 Nr. 2 und 3 dieſer Verordnung bezeichneten Art. 

(2) Eines Waffenſcheins bedarf es ferner nicht zum Führen von Selbſtſchuß⸗ und von Viehbe⸗ 

täubungsapparaten. 

8 20 
* () Den Waffenerwerbſchein und den Waffenſchein ſtellt die Kreispolizeibehörde aus, in deren Be⸗ 
zirk der Antragſteller ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt hat. In dringenden Fällen kann 
auch die Kreispolizeibehörde, in deren Bezirk ſich der Antragſteller nur vorübergehend aufhält, den 
Schein ausſtellen; dieſe hat von der Ausſtellung die Kreispolizeibehörde, in deren Bezirk der Antrag⸗ 
ſteller ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt hat, zu benachrichtigen. 

(2) Hat der Antragſteller ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt nicht innerhalb des Gebietes 
der Freien Stadt Danzig, ſo iſt die Kreispolizeibehörde zuſtändig, in deren Bezirk der Aufenthalts⸗ 
oder der Einreiſeort liegt. 

(3) In den Fällen des Abſ. 1 Satz 2 und des Abſ. 2 iſt die Geltungsdauer des Scheines auf 
höchſtens drei Monate feſtzuſetzen. 

Ss 21 

(1) Der Waffenerwerbſchein und der Waffenſchein ſind nach den aus den Anlagen I und II erſicht⸗ 
lichen Muſtern auszuſtellen. 

(2) Noch vorhandene Vordrucke ſind ſo abzuändern oder zu ergänzen, daß ſie den neuen Muſtern 
entſprechen, und aufzubrauchen. Lichtbild und Anterſchrift können ſich auf der Rückſeite befinden. 


8 22 

(1) Wer Fauſtfeuerwaffen auf Grund eines Waffenerwerbſcheins einem andern überläßt, hat auf 
dem Scheine die Waffen nach Zahl, Art, aufgedruckter Firma oder Warenzeichen und Herſtellungs⸗ 
nummer ſowie das Datum der Aberlaſſung mit Tinte oder Tintenſtift zu vermerken. 

(2) Der Erwerbſchein iſt dem Erwerber zurückzugeben, wenn die Zahl, auf die er lautet, noch nicht 
erreicht iſt. Andernfalls hat der Überlaſſer den Erwerbſchein binnen zwei Wochen der Kreispolizeibe⸗ 
hörde einzureichen, in deren Bezirk er ſeinen Wohnſitz hat. Gehört er zu den in den SS 3, 7 der Rechts⸗ 
verordnung bezeichneten Gewerbetreibenden, ſo hat er die Erwerbſcheine geſammelt am Ende jedes Ka⸗ 
lendermonats der Kreispolizeibehörde einzureichen, in deren Bezirk er ſeine gewerbliche Niederlaſſung 
hat. 

(3) Ebenſo iſt mit Beſcheinigungen zu verfahren, die nach $ 20 der Rechtsverordnung ausgeſtellt 
ſind und zum Erwerb einer Fauſtfeuerwaffe berechtigen. 


8 23 
Die Beſcheinigungen nach 8 12 Nr. 5 und 8 24 Abſ. 2 der Rechtsverordnung ſtellt für die im 8 3 
des Geſetzes bezeichneten Gewerbetreibenden der Senat (8 4 dieſer Verordnung), für die im § 7 der 
Rechtsverordnung bezeichneten Gewerbetreibenden die Kreispolizeibehörde ($ 5 dieſer Verordnung) aus. 


8 24 
Ausnahmen nach § 13 Abſ. 2 der Rechtsverordnung bewilligt die Kreispolizeibehörde, in deren 
Bezirk der Jugendliche ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt hat. Hält er ſich nur vorübergehend 
innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig auf, To bewilligt die Ausnahme die Kreispolizei⸗ 


behörde, in deren Bezirk er ſich aufhält. 
N 8 25 


Ausnahmen nach § 15 Abſ. 3 der Rechtsverordnung bewilligt die Kreispolizeibehörde. 


S 26 
(1) Für die Ausſtellung von Waffenſcheinen werden folgende Gebühren erhoben: 
1. Erſte Ausstellung 33 10,— Gulden 
2. Verlängerung auf 3 Jahre 3235 5. — „ 
Für die Ausſtellung von Waffenſcheinen bis zu einem Jahr oder bei Verlängerung für die 
Zeit bis zu einem Jahr ermäßigen ſich die vorgenannten Sätze um die Hälfte. 


732 
2 Liegt bei der Erteilung von Scheinen ein öffentliches Intereſſe vor, ſo kann von der Er⸗ 
hebung der Gebühr Abſtand genommen werden; liegt ein gemeinnütziges Intereſſe vor, ſo kann die 
Gebühr für Waffenſcheine bezw. deren Verlängerung auf 1 Gulden ermäßigt werden. 
(3) Für Doppel dürfen nur Schreibgebühren erhoben werden. 


$ 27 


Zum Widerruf und zur Einziehung des Waffenerwerbſcheins und des Waffenſcheins iſt die Kreis⸗ 
polizeibehörde zuſtändig, in deren Bezirk der Inhaber des Scheines ſeinen Wohnſitz oder dauernden 
Aufenthalt hat. Hält er ſich nur vorübergehend innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig auf, 
fo ift die Kreispolizeibehörde zuſtändig, in deren Bezirk er ſich aufhält. 


§ 28 
Beſcheinigungen nach 8 20 der Rechtsverordnung ſind geſondert 


1. für das Führen einer einzelnen Schußwaffe, 
2. für den Erwerb einer einzelnen Fauſtfeuerwaffe auszuſtellen. 


8 29 


Jagdwaffen im Sinne des $ 21 der Rechtsverordnung find Schußwaffen, die zur Verwendung bei 
der Jagd auf jagdbare Tiere beſtimmt ſind und hierbei üblicherweiſe verwendet werden. 


8 30 
Zum Erlaß eines Verbots nach § 23 Abſ. 1 der Rechtsverordnung ſowie zur Einziehung von 
Waffen und Munition nach § 23 Abſ. 2 der Rechtsverordnung iſt die Kreispolizeibehörde zuſtändig, 
in deren Bezirk die Perſon, gegen die ſich das Verbot richtet, ihren Wohnſitz oder dauernden Aufent⸗ 
halt hat. 

n | s 31 

(1) Die Erlaubnis zur Einfuhr gemäß 8 24 der Rechtsverordnung erteilt die Kreispolizeibehörde, 
in deren Bezirk der Einführende ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat oder in deren Bezirk ſein Ein⸗ 
reiſeort liegt. 

(2). Die Zollbehörde vermerkt auf der Beſcheinigung, durch die die Erlaubnis erteilt iſt, die Ein⸗ 
fuhr und gibt die Beſcheinigung ſodann an die Polizeibehörde, die ſie ausgeſtellt hat, zurück. 

(3). Einer Erlaubnis zur Einfuhr nach 8 24 der Rechtsverordnung bedarf es außer in den im 8 24 
Abſ. 2 der Rechtsverordnung bezeichneten Fällen nicht: 

1. für Perſonen, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig ihren Wohnſitz oder dauernden Auf⸗ 
enthalt haben, hinſichtlich ſolcher Schußwaffen und Munition, mit denen ſie aus dem Ausland 
in das Inland wieder einreiſen; 

2. für Mitglieder ausländiſcher Schießſportverbände, die zu Schießſportveranſtaltungen des Kreiſes 
SE Danzig, des Deutſchen Chüßenverbandes einteilen, hinſichtlich der von ihnen zwecks Teilnahme 
aan dieſen Veranſtaltungen mitgeführten Schußwaffen und Munition; 

3. für Perſonen, die ihren Wohnſitz nicht im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben, für die 
von ihnen mitgeführten Jagdwaffen und Munition. 


8 32 


a) Ausnahmen für die Herſtellung, den Handel und den Beſitz der im $ 25 der Rechtsverordnung 
bezeichneten Schußwaffen, Vorrichtungen und Patronen zur Ausfuhr bewilligt der Senat. 


(2) Schußwaffen, Vorrichtungen und Patronen, die von Landesbehörden zu dienſtlichen Zwecken 
benötigt werden, fallen nicht unter das Verbot des $ 25 Abſ. 1 der Rechtsverordnung. 


Danzig, den 13. Dezember 1938. 


= ae Der Senat der Freien Stadt Danzig = = 
ASS TREE Greiſer Dr. Hoppenrath. 
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(Vorder ſe it e 


Waffenerwerbſchein Nr. 
Gültig auf ein Jahr 


Anlage I 
(Zum $ 21 der Verordnung) 


wohnhaſt a 


wird hierdurch die Erlaubnis zum Erwerbe von 


SS (TK Aiden 
(Ort) 
(Stempel) 
ee (Dienftitelle) 
(Rückſeite) 
Es wurde überlaſſen 
Aufgedruckte : 
40 a eee 
Nr. oder Warenzeichen 
3 4 5 6 


Name, Wohnort und 
Wohnung 
des Überlaſſers 
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Aulage II 
(Zum $ 21 der Verordnung) 
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Waffenſchein NR.. 
Gültig auf 3 Jahre 


Platz für Lichtbild wohnhaft 4444 
geboren am 777 


wird hierdurch die Erlaubnis zum Führen 5 


o 1 ee rrrt 198 
(Ort) 
IE el S er UPOSN ! Stempel N 
(Eigenhändige Unterſchrift 90 en een r 
des Inhabers) NE = (Dienſtſtelle) 
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